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1. Grundlagen für die Aufstellung der 15. Änderung des Flächennutzungsplanes  
 

1.1 Rechtliche Grundlagen 
 

• Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 20. 10.2015 (BGBl. I  S. 1722)  

 

• Die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Januar 1990 (BGBl. I, S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 11.06.2013  (BGBl. I, S. 1548) 

 

• Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.7.2009 (BGBl. I S. 2542), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 07.06.2013 (BGBl. I S. 3154) 

 

• Das Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) vom 24.02.2010 (GVOBl. S. 301), letz-
te berücksichtigte Änderung: mehrfach geändert (Art. 1 Ges. v. 27.05.2016, 
GVOBl. S. 162) 

 

• Die Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) vom 22. Januar 
2009, letzte berücksichtigte Änderung: mehrfach geändert (Art. 1 Ges. v. 
14.06.2016, GVOBl. S. 369)  

 

• Die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung 
des Planinhaltes (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 
(BGBl. I 1991, S 58), geändert durch Art. 2 G zur Förderung des Klimaschutzes 
bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden vom 22.7.2011, BGBl. I S. 
1509) 

1.2 Plangrundlage 

Als Plangrundlage dient ein Lageplan im Maßstab 1: 5.000, der vom Vermessungs-
büro Agnar Boysen aus  Schwarzenbek erstellt wurde.  
 
1.3 Planvorgaben 
 
• Regionalplan 
 
In dem Regionalplan für den Planungsraum I aus dem Jahre 1998 wird die Gemein-
de Büchen als Unterzentrum sowie als bauliches zusammenhängendes Siedlungs-
gebiet eines zentralen Ortes ausgewiesen.  
Durch Ausbau des Ortszentrums und der kontinuierlichen wohnbaulichen sowie in-
dustriellen und gewerblichen Weiterentwicklung soll die zentralörtliche Funktion der 
Gemeinde gestärkt werden. 
 
• Flächennutzungsplan 
 

Im geltenden Flächennutzungsplan der Gemeinde Büchen ist der hier überplante 
Bereich teilweise bereits als Wohnbaufläche ausgewiesen. Lediglich der Bereich zwi-
schen der heute vorhandenen Waldfläche an der Pötrauer Straße und dem Schulge-
lände ist im geltenden Flächennutzungsplan der Gemeinde als Grünfläche darge-
stellt, so dass hier im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 50  
der Gemeinde auch eine Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich ist. 
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Ein Auszug des aktuellen Flächennutzungsplanes kann der Abbildung 1 auf der fol-
genden Seite entnommen werden. 
  

 
 

Abbildung 1: Auszug aus dem geltenden Flächennutzungsplan 
 

• Bebauungsplan 

Für das zu überplanende Gebiet besteht kein rechtskräftiger Bebauungsplan , so 
dass der Bereich zurzeit als Außenbereich einzustufen ist. Nördlich des Plangeltungs-
bereich besteht für das Wohngebiet am Nüssauer Weg der Bebauungsplan Nr. 22, 
von dem nur der Teil 2 am 14.01.1997 zur Rechtskraft gebracht wurde. Festgesetzt ist 
hier ein allgemeines Wohngebiet (WA). 

 
 Parallel zu dieser 15. Änderung des Flächennutzungsplanes wird der Bebauungsplan 

Nr. 50 aufgestellt. 
 
 

1.4 Altlasten / Altablagerungen 
 

Der Gemeinde sind im Geltungsbereich dieser Flächennutzungsplanänderung keine 
Altlasten bzw. Bodenverunreinigungen bekannt. Auch der Kampfmittelräumdienst 
beim Landeskriminalamt hat auf Anfrage am 21.07.2015 mitgeteilt, dass es sich bei 
dem Plangebiet nicht um eine Kampfmittelverdachtsfläche handelt und somit keine 
Bedenken gegen die Planung bestehen. 
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1.5 Denkmalschutz 
 
Das archeologische Landesamt verweist ausdrücklich auf § 15 DSchG : Wer Kultur-
denkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die 
Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht 
ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer 
des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die 
Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt 
haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die 
nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverän-
dertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendun-
gen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ab-
lauf von vier Wochen seit der Mitteilung. 
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeug-
nisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffen-
heit. 
 
 

2. Lage des Plangebietes und Abgrenzung des Geltungsbereiches 
  

Der Plangeltungsbereich dieser F-Planänderung liegt im Ortsteil Pötrau in unmittel-
barer Nähe des Schulzentrums der Gemeinde Büchen. Er umfasst die Fläche zwi-
schen der verlängerten Trasse des Nüssauer Weges und der vorhandenen Wiese 
(Flurstück 38/2) südwestlich der KITA am Schulweg. 
 

 
 

Abbildung 2: Luftbild als Übersicht zur derzeitigen Situation - noch ohne KITA- Gebäude 



Gemeinde Büchen  Begründung zur  15. Änderung des Flächennutzungsplanes                             Seite  4 

2.1 Beschreibung des Geltungsbereiches / Vorhandene Nutzungen 
 

Der Plangeltungsbereich wird bisher baulich nicht genutzt und dient als land-
wirtschaftliche Grünlandfläche.  
 
Das Plangebiet  hat eine Größe von ca.  1,094 ha  und wird wie folgt abgegrenzt: 
 
im Norden  durch eine Streuobstwiese, 
im Osten   durch die KiTa am Schulweg und das Flurstück 203, 
im Süden  durch die Pötrauer Straße, 
im Westen  durch eine Waldfläche beidseitig der bereits vermessenen Trasse der 

geplanten Verlängerung des Nüssauer Weges. 
 
Westlich angrenzend, beidseitig der Trasse des Nüssauer Weges befinden sich Wald-
flächen. 
 

 
 
Abbildung 3: Blick von der Pötrauer Straße auf das Plangebiet, eine unbebaute Wie-

se mit der 2013 fertiggestellten KITA am Schulweg im Hintergrund. 
 
 
3. Planungsanlass und Planerfordernis 
 

Der Planungsanlass für diese F-Planänderung ist unmittelbar gekoppelt an die Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 50.  
Als Planungsanlass sind hierfür zwei Punkte zu nennen: 
 

• der dringende Bedarf der Gemeinde Büchen an Wohnbauflächen sowie 
• die Erschließungssituation im Bereich des Schulweges.  
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Zum dringenden Bedarf an Wohnbauflächen in der Gemeinde Büchen 
 
Die Gemeinde Büchen als Unterzentrum ist durch die hervorragende Bahnanbindung 
nach Hamburg, Lüneburg und Berlin sowie durch die vorhandene Infrastruktur ein 
begehrter Wohnstandort.  
 
Mit Ausnahme des seit Anfang des Jahres vollerschlossenen Baugebietes an der 
Hans-Heinrich-Lünstedt-Straße im Ortszentrum sowie einiger kleinerer privater Flächen, 
auf die die Gemeinde keinen Zugriff hat, gibt es in der Gemeinde kurz- bis mittelfristig 
keine verfügbaren Flächen, die für die Entwicklung des Wohnungsbaus zur Verfü-
gung stehen. Hierzu wird besonders verwiesen auf die Ausführungen im Umweltbe-
richt, der sich auf der Grundlage von Nr. 2 d der Anlage 1 zum BauGB mit einer Un-
tersuchung und Bewertung von Standortalternativen unter Berücksichtigung der Er-
gebnisse des Ortsentwicklungskonzeptes beschäftigt (siehe hierzu Anlage 4 zum Um-
weltbericht). 
 
Auch der Wohnungsmarkt ist absolut angespannt. Deshalb ist zu befürchten, dass 
weiterhin Bauinteressenten in Nachbargemeinden abwandern. Es werden vor allem 
Baugrundstücke für junge Familien benötigt, die auf eine gute Anbindung an Schule 
und KITA angewiesen sind. Aus diesem Grunde ist die Gemeinde "im Zugzwang", aus-
reichende Flächen für den Wohnungsbau möglichst kurzfristig bereitzustellen.  
Darüber hinaus ist der demografische Wandel zu berücksichtigen, so dass auch klei-
ne Wohnungen für Singlehaushalte und barrierefrei Wohnungen für ältere Menschen 
geschaffen werden müssen. 
 
Zwischenzeitlich hat sich der Druck auf den Wohnungsmarkt durch die aktuelle Situa-
tion im Zusammenhang mit der Unterbringung von Flüchtlingen deutlich erhöht, so 
dass die Gemeinde gefordert ist, Wohnraum für den sozialen Wohnungsbau und für 
Flüchtlinge vorzuhalten.  
 
Um den zusätzlichen Anforderungen nicht nur kurzfristig gerecht werden zu können 
und alle Entwicklungspotenziale auszuloten, hat die Gemeinde Büchen ein Ortsent-
wicklungskonzept1 in Auftrag gegeben. Der vorliegende Entwurf vom 25.05.2016 bes-
tätigt den Mangel an kurzfristig bebaubaren Flächen für den Wohnungsbau und 
räumt der von der Gemeinde bereits angestoßenen Planung für den Geltungsbe-
reich eine hohe Priorität ein. Dies gilt insbesondere aufgrund der günstigen Lage des 
Plangebietes, denn Schulzentrum , KiTa, Versorgungseinrichtungen, Einkaufsmöglich-
keiten, Busbahnhof und auch die Bahnstation sind auf kurzen Wegen zu Fuß zu errei-
chen. 
 
Auch die aktuelle Studie zur Bevölkerungs- und Wohnungsmarktentwicklung vom 
März 20162 bestätigt eine starke Anspannung des Wohnungsmarktes in Büchen. So 
besteht aktuell im Amt Büchen beispielsweise ein ungedeckter Bedarf von mindes-
tens 200 seniorengerechten Wohnungen. Langfristig werden zudem etwa 400 preis-
gebundene bzw. in kommunalem Eigentum befindliche Wohnungen benötigt, um 
insbesondere den Bedarf von Haushalten mit geringem Einkommen decken zu kön-

                                                
1 GSP Ingenieurgesellschaft mbH, Bad Oldesloe, 25.05.2016, Ortsentwicklungskonzept der Gemeinde 
Büchen -Entwurf 
2 Pestel-Institut für Systemforschung e.V., Hannover, Mätz 2016 "Bevölkerungsentwicklung und Woh-
nungsmarktentwicklung in der Gemeinde Büchen und im Amt Büchen" 
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nen. Hinzu kommt, dass der Wohnflächenbedarf pro Person in den letzten Jahren 
und Jahrzehnten kontinuierlich gewachsen ist3 
 
Gleichwohl ist sich die Gemeinde der Tatsache bewusst, dass durch die vorliegende 
Planung im Zusammenhang mit der Aufstellung des B-Planes Nr. 50, der auch die 
westlich angrenzende Waldfläche überplant, teilweise ökologisch sensible Bereiche 
betroffen sind. Dies gilt insbesondere für eine kleine vorhandene Waldfläche östlich 
der Trasse des verlängerten Nüssauer Weges und ein hier vorhandenes Biotop, für 
das eine Befreiung gemäß § 67 BNatSchG von den Verboten des § 30 Absatz 2 
BNatSchG  erforderlich ist.  Ein entsprechender Befreiungsantrag wurde der unteren 
Naturschutzbehörde zwischenzeitlich vorgelegt. Diese hat daraufhin eine Befreiung in 
Aussicht gestellt, wenn ein dringender Wohnbedarf und das öffentliche Interesse für 
die Ausweisung des Wohngebietes nachgewiesen wird. Auch hierzu wird auf die Aus-
führungen im Umweltbericht verwiesen, der auch einen entsprechenden Nachweis 
beinhaltet. 
 
Die Gemeinde hat nach sorgfältiger Prüfung und Abwägung der betroffenen Belan-
ge im vorliegenden Fall gegen die naturschutzrechtlichen Belange zugunsten der 
Entwicklung eines Wohngebietes entschieden. Aus Sicht der Gemeinde sind in dem 
Zusammenhang folgende Punkte von Bedeutung: 
 

• der dringende Bedarf an kurzfristig realisierbaren Wohnbauflächen auch für 
den sozialen Wohnungsbau und die Unterbringung von Flüchtlingen, 

 
• die zentrale Lage des Plangebietes und die unmittelbare Nähe zu Infrastruk-

tureinrichtungen der Gemeinde, 
 

• die Optimierung der innerörtlichen Erschließung einschließlich der Reduzierung 
des Verkehrs auf dem Schulweg durch Rückbau als Einbahnstraße, 

 
• der hierdurch ermöglichte bessere Schutz der Lindenallee am Schulweg, 

 
• die Minimierung des Eingriffes in den Waldbestand durch Erhalt eines 14 m 

breiten Streifens, der den wertvollsten Baumbestand aufweist und jetzt als öf-
fentliche Grünfläche ausgewiesen wird, 

 
• die Aufgabe eines geschützten Biotops in eher schlechtem Erhaltungszustand 

mit einem lediglich eingeschränkten Entwicklungspotenzial aufgrund vorhan-
dener Umgebungseinflüsse. 

 
Die Gemeinde hält deshalb an dem geplanten Ausbau des Nüssauer Weges mit An-
schluss an die Pötrauer Straße und dem Baugebiet in unmittelbarer Nachbarschaft 
des Schulgeländes und der bestehenden KITA fest.  
 
 
 

                                                
3 Standen  im Jahr 1998 jedem Einwohner noch durchschnittlich 39m² zur Verfügung, so ist die Pro-Kopf-
Wohnfläche mittlerweile auf 45m² angewachsen. Diese Zahlen hat das Bundesinstitut für Bevölkerungs-
forschung (BiB) auf Grundlage des Mikrozensus veröffentlicht. Als wichtigste Ursachen für diesen Anstieg 
gelten ein höherer Anspruch an die Wohnungsgröße sowie eine veränderte Haushaltsstruktur. Vor allem 
die Zunahme der Ein- und Zweipersonenhaushalte hat dazu geführt, dass die pro Kopf zur Verfügung 
stehende Wohnfläche größer geworden ist. 
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Zur Erschließungssituation im Bereich des Schulweges 
 
Der Schulweg ist eine wichtige Durchgangs- und Erschließungsstraße, die das Orts-
zentrum mit den nordwestlichen Ortsteilen verbindet. Er ist als Allee beidseitig mit Lin-
den eingefasst und zeichnet sich durch einen sehr schmalen Straßenquerschnitt aus, 
der bereits den Begegnungsverkehr von PKWs kaum zulässt. Ein Ausbau des Schul-
weges wäre ohne einen erheblichen Eingriff in den alten Lindenbestand nicht mög-
lich. Die Gemeinde möchte aber den Alleecharakter des Schulweges unbedingt 
erhalten. Hierzu soll eine Reduzierung der Verkehrsbelastung des Schulweges beitra-
gen. Deshalb plant die Gemeinde, den Verkehr auf dem Schulweg ab der Zu- und 
Abfahrt zum Schulzentrum nur noch als Einbahnverkehr nach Westen zuzulassen. 
 
Die Gemeinde möchte im Zusammenhang mit dem geplanten Ausbau des Nüssauer 
Weges die Erschließung von Bauflächen auf der Wiese an der Pötrauer Straße in un-
mittelbarer Nachbarschaft des Schulgeländes und der bestehenden KITA ermögli-
chen. Um darüber hinaus zusätzliche Bauplätze anbieten zu können, sollen auch 
Teilbereiche der Fläche zwischen der vorhandenen Wiese und der Trasse des Nüs-
sauer Weges zu Wohnbauland entwickelt werden. Diese Flächen werden auch bei 
der Aufstellung des Bebauungsplanes mit einbezogen. Eine F-Planänderung ist hierfür 
allerdings nicht erforderlich, da diese Flächen im bestehenden F-Plan bereits als 
Wohnbauflächen ausgewiesen sind. 
 
Gemäß § 47 f der Gemeindeordnung (GO) sind Kinder und Jugendliche an allen sie 
betreffenden Fragen kommunaler Planungen in angemessener Form zu beteiligen. 
Entgegen der formalisierten Struktur anderer Vorschriften der Einwohnerbeteiligung 
wird hierin auf formale Vorschriften bewusst verzichtet. So wird die Art und Weise der 
Beteiligung der Kinder und Jugendlichen nicht vorgeschrieben. 
In Büchen besteht ein Kinder- und Jugendbeirat, der auch über die vorliegende F-
Planänderung informiert wird und Gelegenheit erhält, seine Vorstellungen zur Pla-
nung einzubringen. 
 
Wie bereits oben erwähnt, hat die Gemeinde für das Gebiet im Parallelverfahren 
einen Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 50 gefasst.  Der Bebauungs-
plan  Nr. 50 wird zeitgleich mit dieser F-Planänderung bearbeitet. 
 
Um eine Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan zu gewährleisten, ist es zwin-
gend erforderlich, für die noch nicht als Wohnbauflächen ausgewiesenen Bereiche 
auch den Flächennutzungsplan entsprechend anzupassen. Ein darüber hinausge-
hendes Erfordernis für die Änderung des Flächennutzungsplanes besteht nach Auf-
fassung der Gemeinde nicht. 
 
3.1 Ziel und Zweck der Planung 
 

Ziel und Zweck der Planung ist die Darstellung einer Wohnbaufläche, um an dem 
zentralen Standort neben KITA und Schule die planungsrechtliche Voraussetzung für 
die Erschließung eines Wohngebietes zu schaffen. 
 
3.2  Städtebauliches Konzept 
 
Wie auch im Umweltbericht durch das Büro BBS Greuner-Pönicke aus Kiel unter Kapi-
tel 6 dieser Begründung dargestellt, wurden im Vorwege verschiedene alternative 
Konzepte für eine Erschließung und Bebauung des Plangebietes ausgearbeitet und 
beraten. Der Bauauschuss hat sich letztlich für eine Lösung entschieden, die eine 
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größtmögliche Zahl an Baugrundstücken ermöglicht, aber auch einen Teil der für das 
westlich angrenzende Gebiet prägenden Gehölzbestände berücksichtigt und erhält. 
Das diesem Bebauungsplan zugrundeliegende überarbeitete städtebauliche Kon-
zept mit einem beispielhaft dargestellten Bebauungsvorschlag kann der Begründung 
zum Bebauungsplan Nr. 50 entnommen werden. 
 
 
4.  Inhalt der Flächennutzungsplanänderung  
4.1 Art der baulichen Nutzung 
 

Als Art der baulichen Nutzung wird das Plangebiet als Wohnbaufläche (W) darge-
stellt. Hiermit soll im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 50 
die planungsrechtliche Grundlage für die Erschließung eines Wohngebietes in Ergän-
zung der bereits vorgesehener Wohnbauflächen östlich der geplanten Verlängerung 
des Nüssauer Weges geschaffen werden. 
 
4.2 Erschließung 
 

4.2.1 Verkehrliche Erschließung 
 

Der Plangeltungsbereich ist zurzeit lediglich über die Pöttrauer Straße im Süden er-
schlossen. Im Zusammenhang mit der Planung für den Bebauungsplan Nr. 50 ist be-
absichtigt, die Haupterschließung des neuen Wohngebietes über einen Wohnweg 
mit direktem Anschluss an den Nüssauer Weg zu realisieren. 
 
4.2.2 Ver- und Entsorgung 
 

Die Ver- und Entsorgung des neuen Wohngebietes kann durch die Verlegung ent-
sprechender Leitungen in dem geplanten Wohnweg mit Anschluss an den Nüssauer 
Weg gewährleistet werden. Lediglich der südliche Bereich des Plangebietes soll di-
rekt von der Pötrauer Straße erschlossen werden. 
 
Das Niederschlagswasser ist vorrangig nach Maßgabe der Regelungen im Bebau-
ungsplan auf den Grundstücken zu versickern. Die Gemeinde hat hierzu eine Boden-
untersuchung durchführen lassen, bei der überwiegend eine gute Versickerungsfä-
higkeit des Bodens festgestellt worden ist. Allerdings liegen die Grundwasserstände 
(mit Schwankungsbereich ca. 0,5 m u.GOK) ziemlich hoch, so dass hier selbst eine 
Muldenversickerung voraussichtlich nicht unproblematisch ist. Die Wasserbehörde 
des Kreises hat deshalb empfohlen für das Plangebiet eine zentrale Lösung vorzuse-
hen.  
 
 
5. Auswirkungen der Planung 
 

5.1 Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes, der Land-
schaftspflege und des Artenschutzes 

 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind grundsätzlich gemäß §1 Abs. 6 Nr. 7 
BauGB die Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege zu berücksichtigen. Hierdurch sollen unzumutbare Auswirkungen 
der Planung auf Menschen, Natur und Landschaft ausgeschlossen werden. 
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Sind aufgrund der Aufstellung von Bauleitplänen Eingriffe in Natur und Landschaft4 zu 
erwarten, ist über die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Be-
bauungsplan nach Maßgabe von § 18 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
zu entscheiden.  
 
Deshalb ist im Rahmen der Aufstellung dieser F-Planänderung und der parallelen Auf-
stellung des Bebauungsplanes Nr. 50 gemäß § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) für 
die Belange des Umweltschutzes eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die vor-
aussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden. Hierfür wurde das 
Büro BBS - Greuner-Pönicke aus Kiel beauftragt. 
 
Der Umweltbericht, der sich ausführlich mit den einzelnen Schutzgütern und auch 
dem Artenschutz befasst, ist als Anlage  beigefügt, wird aber im weiteren Verfahren 
als Kapitel 6 dieser Begründung integriert.  
 
Die Inhalte des Umweltberichts richten sich nach der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a 
BauGB. Gegenstand der Prüfung sind die möglichen Auswirkungen auf die Umwelt-
belange gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB, insbesondere auf die Schutzgüter Tiere, 
Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen. Wei-
terhin betrachtet der Umweltbericht Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft 
und die biologische Vielfalt, umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen so-
wie seine Gesundheit, die Bevölkerung insgesamt, auf Kulturgüter und sonstige Sach-
güter. Außerdem beinhaltet er gemäß Nr. 2 d der Anlage 1 zum BauGB in Betracht 
kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten, bei denen die Ziele und der räum-
liche Geltungsbereich des Bauleitplanes zu berücksichtigen sind. 
 
5. 2 Waldumwandlung 
 
Wie bereits im Kapitel 2.1 beschrieben, grenzt das Plangebiet im Westen an Wald-
flächen. Für die Entwicklung dieser Flächen zu einem Wohngebiet ist deshalb eine 
sog. Waldumwandlung für Teilbereiche erforderlich.  
 
Der Grundstückseigentümer muss hierzu einen Antrag auf Waldumwandlung ein-
reichen, über den die untere Forstbehörde in Abstimmung mit der unteren Natur-
schutzbehörde entscheidet. Die untere Forstbehörde hat eine entsprechende Ge-
nehmigung zur Waldumwandlung bereits in Aussicht gestellt. 
Die Planzeichnung des im Parallelverfahren aufzustellenden Bebauungsplanes be-
rücksichtigt bereits die neue Waldgrenze, die in Abstimmung mit der unteren Forst-
behörde  mit einem Abstand von 20 m zur westlich angrenzenden Waldfläche einge-
tragen ist. 
 
Im Rahmen der Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 und § 4 Abs. 2 BauGB wurden die Be-
hörden sowie die sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche 
durch die Planung berührt werden, sowie die anerkannten Naturschutzvereine über 
die Planung unterrichtet und am Verfahren beteiligt. Der Inhalt dieser Stellungnah-
men wurde geprüft und teilweise in dem jetzt vorliegenden Entwurf berücksichtigt. 
Die Planzeichnung für die F-Planänderung wurde mit Ausnahme der Eintragung der 
Ortsdurchfahrt (OD) hierbei nicht verändert. Allerdings wurden aufgrund zahlreicher 
vorgetragener Bedenken und Hinweise durch den Kreis Herzogtum Lauenburg - vor-

                                                
4  Gemäß § 18 Abs. 1 BNatSchG sind Eingriffe in Natur und Landschaft Veränderungen der Gestalt oder 
Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung 
stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des 
Landschaftsbildes erheblich beeinträchtigen können. 
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wiegend aus naturschutzrechtlicher Sicht - die Begründung und hier insbesondere 
die Ausführungen im Umweltbericht zur Standortwahl überarbeitet und ergänzt. 
 
 
6. Umweltbericht 
 

 Siehe Anlage  

 

 
Der Umweltbericht wird zur Vorlage für die Genehmigung in die Begründung integ-

riert. 

 
 
 
 
 
7.  Beschluss der Begründung 

 
Die Begründung wurde von der Gemeindevertretung Büchen in der Sitzung am  
………………..  gebilligt. 
 
 
Büchen, den ........................... 
 
 
 
...................................................................... 
                     (Möller)  
                 Bürgermeister  
 

 

 

 

Die Begründung wurde ausgearbeitet von der 

 

Planwerkstatt Nord  -  Büro für Stadtplanung & Planungsrecht 
Dipl.-Ing. Hermann S. Feenders - Stadtplaner 
Am Moorweg 13, 21514 Güster, Tel. 04158 – 890 277  
Fax: 04158 – 890 276   email: info@planwerkstatt-nord.de 
 

In Abstimmung mit dem Büro: 

BBS Büro Greuner-Pönicke 
Russeer Weg 54, 24111 Kiel 
www.BBS-Umwelt.de 
Tel.: 0431 698845 Fax: 698533 
 
 
Stand: 05.09. 2016 
 


